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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 206/07 B 
 
L 3 U 2/06 (LSG Hamburg) 
S 25 U 595/98 (SG Hamburg) 
 
 
 
 
......................................................................, 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ...................................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Feinmechanik und Elektrotechnik, 
Gustav-Heinemann-Ufer 130, 50968 Köln, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 7. November 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Hamburg vom 22. Mai 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete, auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels gestützte Beschwerde ist 

unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und § 160a 

Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen Recht-

sprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass der Zulassungs-

grund schlüssig dargetan wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu auch 

Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 177 

und 179 mwN). Daran mangelt es hier. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel gel-

tend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend ge-

machte Verfahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines be-

stimmten Arztes) und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger macht als Verfahrensmangel die Verletzung des § 103 SGG geltend, weil das LSG 

seinem in der mündlichen Verhandlung aufrecht erhaltenen Beweisantrag, "zum Beweis dafür, 

dass der Kläger im Rahmen seiner Tätigkeit als Elektroinstallateur in der Tiefdruckabteilung der 

Firma R.              Lösemittelexpositionen ausgesetzt war, die die mit dem Antrag geltend ge-

machten Berufskrankheiten verursacht haben, ein weiteres unabhängiges Sachverständigen-

gutachten einzuholen", ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt sei. 

 

Es steht dahin, ob der Kläger mit dem zitierten Antrag einen berücksichtigungsfähigen Beweis-

antrag, der unter Bezeichnung eines zulässigen Beweismittels die zu begutachtenden Punkte (s 

§ 118 Abs 1 SGG iVm § 403 der Zivilprozessordnung <ZPO>) benannt hat, bezeichnet hat, 

denn jedenfalls hat er nicht schlüssig dargestellt, dass sich das LSG zu dessen Befolgung hätte 

gedrängt fühlen müssen. Ohne hinreichende Begründung iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG bedeutet nämlich, dass die Revision zuzulassen ist, wenn das LSG sich hätte gedrängt 

fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 49). Zur 

Begründung eines solchen Verfahrensfehlers ist die schlüssige Darlegung des 

Beschwerdeführers erforderlich, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln, 

insbesondere den im Verwaltungsverfahren und gerichtlichen Verfahren eingeholten Gutachten, 

Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG 

erkennbar offen geblieben sind und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts 

zwingende Veranlassung bestanden hat (stRspr des Senats, s ua Beschluss vom 
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14. Dezember 1999 - B 2 U 311/99 B - mwN) und die so zu ermittelnden - medizinischen - 

Tatsachen nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind. 

 

Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger räumt sogar 

ein, dass das LSG sich zur Befolgung seines Hilfsantrages nicht hätte gedrängt fühlen müssen. 

Er erkennt insoweit - zutreffend -, dass das LSG sich vom Bestehen einer Enzephalopathie 

und/oder Polyneuropathie nicht hat überzeugen können und führt aus: "Auch dürfte es denk-

gesetzlich ausgeschlossen sein, eine Kausalität zwischen einer Exposition und der Entstehung 

einer Krankheit nachzuweisen, wenn es an einer entsprechenden Krankheit insgesamt fehlt". 

Wenn aber das LSG aufgrund seiner Angriffe im Rahmen der Nichtzulassungsbeschwerde 

durch § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG entzogenen freien richterlichen Beweiswürdigung davon 

überzeugt war, dass weder eine Enzephalopathie noch eine Polyneuropathie beim Kläger vor-

liegt, ist ein Grund für eine erneute Beweisaufnahme darüber nicht ersichtlich und auch nicht 

vorgetragen. Eine umgekehrte Sachlage wäre nur dann denkbar, wenn zB aufgrund bisher un-

bekannter Untersuchungsmethoden, eine präzise Diagnose der behaupteten Erkrankungen 

möglich wäre. Dass dies so war und er dies gegenüber dem LSG geltend gemacht hätte, hat 

der Kläger indes nicht vorgebracht. 

 

Die Beschwerde ist daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm § 169 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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